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Am 26. November 2018 fand im Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) eine weitere Sitzung der Ständigen Arbeitsgruppe zur Bundesfernstraßenreform statt. 
Die Arbeitsgruppe soll die Tarifverhandlungen zur Infrastrukturgesellschaft (IGA) begleiten 
und alle beamten- und mitbestimmungsrechtlichen Fragestellungen behandeln. In der drit-
ten Sitzung ging es diesmal um das Ausbildungskonzept sowie um die Perspektiven für die 
Beamten in der IGA. Für den dbb nahmen der Zweite Vorsitzende und Fachvorstand Beam-
tenpolitik des dbb, Friedhelm Schäfer, der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende und Fach-
vorstand Tarifpolitik, Volker Geyer, sowie Hermann-Josef Siebigteroth, Geschäftsführung dbb 
Bundestarifkommission und Bundesvorsitzender VDStra., und Jan-Georg Seidel, Bundesvor-
sitzender BTB, teil.

Ausbildung in der IGA
Die IGA möchte zukünftig Berufsausbildungen, Traineeprogramme, ein duales Studium und Meister­
ausbildungen anbieten. Nach Angaben des BMVI sollen die unternehmenseigenen Ausbildungen 
allerdings erst mit dem Jahr 2021 starten. Volker Geyer machte gegenüber dem Staatssekretär,  
Dr. Schulz, deutlich, dass dieser Zeitpunkt viel zu spät kommt: „Die IGA braucht jetzt junge Menschen. 
Nur so kann sie die Nachwuchsgewinnung für ihren Unternehmenserfolg nutzen.“

Beamtinnen und Beamte in der IGA
Derzeit wird von Seiten des BMVI ein Konzept erar­
beitet, wonach grundsätzlich die Beamtinnen und 
Beamten an das Fernstraßen-Bundesamt (FBA) ver­
setzt und anschließend der IGA zugewiesen wer­
den sollen. Dies soll freiwillig geschehen. Volker 
Geyer erinnerte in dem Zusammenhang daran, dass 
die Gewerkschaften sich mit dem BMVI Ende Okto­
ber 2018 in einem Eckpunktepapier geeinigt haben, 
dass durch einen Tarifvertrag die Sicherung des Ar­
beitsplatzes und des Arbeitsorts vereinbart wird. 
Sollte diese Sicherung nicht möglich sein, sollen ta­
rifvertragliche Ausgleichsregelungen getroffen wer­
den. „Genau diese Sicherungsgarantien brauchen 
wir wirkungsgleich auch für die Beamtenschaft in 
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Der dbb hilft!
Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten kompetente Fachgewerkschaften mit 
insgesamt mehr als 1,3 Millionen Mitgliedern den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und seiner 
privatisierten Bereiche Unterstützung sowohl in tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, 
als auch im Falle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer persönlichen und überzeu­
genden Ansprache jedes Mitglieds schafft auch das nötige Vertrauen in die Durchsetzungskraft einer 
Solidargemeinschaft.

Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonderheiten im öffentlichen Dienst und seiner 
privatisierten Bereiche. Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke des dbb. Wir informieren schnell und vor 
Ort über www.dbb.de, über die Flugblätter dbb aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles.

Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fachgewerkschaft von dbb beamtenbund 
und tarifunion – es lohnt sich!

Name*

Vorname*

Straße*

PLZ/Ort*

Dienststelle/Betrieb*

Beruf

Beschäftigt als*:

	 Tarifbeschäftigte/r	    Azubi, Schüler/in
 	 Beamter/Beamtin	    Anwärter/in
 	 Rentner/in		     Versorgungsempfänger/in

 	 Ich möchte weitere Informationen über den dbb erhalten.
 	 Ich möchte mehr Informationen über die für mich 

	 zuständige Gewerkschaft erhalten.
 	 Bitte schicken Sie mir das Antragsformular zur Aufnahme 

	 in die für mich zuständige Gewerkschaft.

Unter dem Dach des dbb bieten kompetente Fachgewerkschaften eine starke Interessenvertretung 
und qualifizierten Rechtsschutz. Wir vermitteln Ihnen gern die passende Gewerkschaftsadresse.
dbb beamtenbund und tarifunion, Geschäftsbereich Tarif, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin, 
Telefon: 030. 40 81 - 54 00, Fax: 030. 40 81 - 43 99, E-Mail: tarif@dbb.de, Internet: www.dbb.de

Datum / Unterschrift

Bestellung weiterer Informationen

Datenschutzhinweis: Wir speichern und verarbeiten die uns mitgeteilten Daten, um den uns erteil-
ten Auftrag zu erfüllen. Die mit einem Sternchen* versehenen Daten sind Pflichtdaten, ohne die eine 
Bearbeitung nicht möglich ist. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 (1) b DSGVO. Wenn Sie 
Informationen über eine Mitgliedsgewerkschaft wünschen, so geben wir Ihre Daten dorthin weiter. 
Sonst erfolgt keine Weitergabe an Dritte, sondern lediglich an Auftragsverarbeiter. Wir löschen die 
Daten, wenn sie für die verfolgten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Verantwortlicher für die 
Datenverarbeitung ist: dbb beamtenbund und tarifunion, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin, Telefon: 
030. 40 81 - 40, Telefax: 030. 40 81 - 49 99, E-Mail: post@dbb.de. Unseren Datenschutzbeauftragten 
erreichen Sie unter derselben Anschrift oder unter: E-Mail: datenschutz@dbb.de. Informationen über 
Ihre Rechte als Betroffener sowie weitere Informationen erhalten Sie hier: www.dbb.de/datenschutz.

der IGA. Ansonsten wird die Wechselbereitschaft der Beamtinnen und Beamten nicht gegeben sein“, 
machte Geyer deutlich.

Zu den dienstrechtlichen Überleitungsregeln für Beamtinnen und Beamte bedauerte Fachvorstand Be­
amtenpolitik, Friedhelm Schäfer, dass keine verlässlichen Zahlen vorliegen, ebenso wenig wie konkrete 
Angaben zur Aufbauorganisation und zu den Einsatzgebieten von Beamten im FBA wie in der IGA. Er 
äußerte deshalb Verständnis dafür, dass viele Betroffene in Ländern und Kommunen angesichts der 
Ungewissheit noch keine Entscheidung getroffen haben. Das Überleitungskonzept ist noch nicht vom 
BMVI fertiggestellt. Das BMVI bestätigt die Zusage der Freiwilligkeit sowie dass alle Wechselbereiten 
ohne Altersbegrenzung vom FBA bzw. von der IGA übernommen werden. Friedhelm Schäfer betonte, 
dass es nicht nur im Bundesamt sondern auch in der IGA über die Gründungsphase hinaus eine Zu­
kunft für Beamte geben muss. Für den dbb erklärte er die Erwartung, den gesetzlich zugesicherten Be­
standsschutz der Beamtinnen und Beamten auch hinsichtlich des Arbeitsplatzes und des Arbeitsortes 
jetzt mit Leben zu erfüllen. Dazu gehört, dass die zugewiesenen Beamtinnen und Beamten auch in der 
IGA weiter – durch entsprechende Planstellen gesicherte – Fortkommens- und Aufstiegsperspektiven 
haben. Personalentwicklung darf sich nicht in einem Glaubensbekenntnis erschöpfen.

Weiteres Verfahren
Die Gespräche in der Ständigen Arbeitsgruppe sollen Mitte Januar 2019 fortgesetzt werden. Das BMVI 
will die dann vorliegenden Erhebungsdaten mitteilen und gleichzeitig die beamtenrechtliche Überlei­
tungskonzeption konkretisieren. 


